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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 U 259/00
Datum 21.03.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 139/01
Datum 02.05.2001

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten werden das Urteil des Sozialgerichts Augsburg
vom 21. MÃ¤rz 2001 aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid vom 15.
Dezember 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25. Mai 2000
abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

I.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob das beim KlÃ¤ger bestehende
WirbelsÃ¤ulenleiden als Berufskrankheit nach der Nr.2108 der Anlage 1 der
Berufskrankheitenverordnung â�� BKVO â�� anzuerkennen und zu entschÃ¤digen
ist.

Der am 1960 geborene KlÃ¤ger war vom 01.08.1975 bis 30.11.1996 mit
kurzzeitigen Unterbrechungen als Steinmetz tÃ¤tig. Sein WirbelsÃ¤ulenleiden
fÃ¼hrt er auf diese TÃ¤tigkeit zurÃ¼ck. Die Beklagte lieÃ� durch ihren Technischen
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Aufsichtsdienst â�� TAD â�� die dabei auftretende WirbelsÃ¤ulenbelastung
ermitteln. Der TAD kam in seiner Stellungnahme vom 12.07.1999 zum Ergebnis, der
KlÃ¤ger habe im Zeitraum von 17 Jahren und 7 Monaten bis zu 35 % der
durchschnittlichen tÃ¤glichen Arbeitszeit eine wirbelsÃ¤ulenbelastende TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt. In einer Stellungnahme vom 09.11.1999 riet der GewerbeÃ¤rztliche
Dienst zu einer orthopÃ¤dischen Begutachtung, um der Frage nachzugehen, ob das
Vollbild einer Berufskrankheit im Sinne der Nr.2108 vorliege, zumal die
arbeitstechnischen Voraussetzungen zu bejahen und ein Bandscheibenprolaps an
der unteren LendenwirbelsÃ¤ule nachgewiesen sei. Die Beklagte ist dieser
Empfehlung nicht gefolgt. Sie hat mit Bescheid vom 15.12.1999 die GewÃ¤hrung
von Leistungen aus der geetzlichen Unfallversicherung wegen einer Berufskrankheit
nach Â§ 551 RVO abgelehnt. Der KlÃ¤ger sei nur knapp Ã¼ber 17 Jahre
wirbelsÃ¤ulenbelastend tÃ¤tig gewesen, damit sei das Kriterium der
LangjÃ¤hrigkeit nicht erfÃ¼llt. Hierbei stellten 20 Berufsjahre die untere Grenze der
Belstungsdauer dar. Der Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom
20.05.2000).

Dagegen hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht Augsburg Klage erhoben. Dieses hat
nach Beiziehen der einschlÃ¤gigen medizinischen Unterlagen den OrthopÃ¤den
Dr.P. zum SachverstÃ¤ndigen ernannt. In seinem Gutachten vom 30.10.2000 hat
dieser die Auffassung vertreten, es liege eine bandscheibenbedingte Erkrankung
der LendenwirbelsÃ¤ule vor, die auf die beruflichen Belastungen des KlÃ¤gers als
Steinmetz zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. HierfÃ¼r sei eine Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit â�� MdE â�� von 20 % gerechtfertigt. Der beratende Arzt der
Beklagten, der OrthopÃ¤de Dr.K. , widersprach dieser Auffassung. Es sei nie eine
Diagnostik der gesamten WirbelsÃ¤ule, insbesondere eine die BrustwirbelsÃ¤ule
und die LendenwirbelsÃ¤ule vergleichende, zum Ausschluss konkurrierender
Ursachen erfolgt. DarÃ¼ber hinaus sei die geschÃ¤tzte MdE von 20 v.H.
unabhÃ¤ngig von der Ursache Ã¼berhÃ¶ht. In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme
blieb Dr.P. bei seiner frÃ¼heren Auffassung. Mit Urteil vom 21.03.2001 hat das
Sozialgericht die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger unter Aufhebung der
angefochtenen Bescheide Leistungen wegen einer Berufskrankheit nach der
Nr.2108 der Anlage 1 zur BKVO zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung hat es
ausgefÃ¼hrt, die berufliche Verursachung sei nachgewiesen, weil die Beschwerden
von Seiten der LendenwirbelsÃ¤ule beim KlÃ¤ger im Alter von Mitte 30 nach einer
Ã¼ber 15-jÃ¤hrigen belastenden TÃ¤tigkeit als Steinmetz aufgetreten seien. Die
ursprÃ¼ngliche Stellungnahme des TAD, wonach die arbeitstechnischen
Voraussetzungen erfÃ¼llt seien und welche wÃ¤hrend des Klageverfahrens von der
Beklagten widerrufen worden seien, halte es fÃ¼r Ã¼berzeugend. Danach lÃ¤gen
die arbeitstechnischen Voraussetzungen vor. Auch die medizinischen Bedingungen
fÃ¼r die Anerkennung einer Berufskrankheit seien gegeben. Es handle sich um eine
bandscheibenbedingte Erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule. Ein
Bandscheibenvorfall sei im CT nachgewiesen. Die Beschwerden seien wÃ¤hrend
und nach der TÃ¤tigkeit aufgetreten. Es ergebe sich somit das Bild eines
belastungskonformen Verlaufs. In den Ã¤rztlichen MerkblÃ¤ttern, die der
Bundesarbeitsminister herausgegeben habe, werde eine zumindest 10 Jahre
dauernde belastender TÃ¤tigkeit gefordert. Dem schlieÃ�e sich das Gericht an. Die
Auffassung der Beklagten, die belastende TÃ¤tigkeit mÃ¼sse mehr als 20 Jahre
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ausgeÃ¼bt worden sein, halte es nicht fÃ¼r zutreffend. Anders als die Beklagte
meine, habe sich der SachverstÃ¤ndige Dr.P. eingehend mit konkurrierenden
Ursachen auseinandergesetzt, solche jedoch ausgeschlossen. Damit liege eine
Berufskrankheit der Nr.2108 vor. Die EntschÃ¤digungsvoraussetzungen seien dem
Grunde nach erfÃ¼llt.

Dagegen hat die Beklagte Berufung eingelegt und vorgetragen, es sei beabsichtigt,
die arbeitstechnischen Voraussetzungen unter BerÃ¼cksichtigung konkreter
Dosiswerte neu zu ermitteln. DarÃ¼ber hinaus reiche das Gutachten von Dr.P. nicht
aus, um die individuell konkret berufsbedingte Verursachung zu begrÃ¼nden. Es
werde daher beantragt, ein medizinisches Gutachten zu der Frage einzuholen, ob
bei Betrachtung der gesamten WirbelsÃ¤ule ein belastungskonformes Schadensbild
vorliege bzw. ob die SchÃ¤den an der BrustwirbelsÃ¤ule das Vorliegen einer
Berufskrankheit unwahrscheinlich machten. Der Senat hat die vorhandene
medizinische Dokumentation Ã¼ber den Krankheitsverlauf beigezogen und
Prof.Dr.S. , UniversitÃ¤t Ulm, zum SachverstÃ¤ndigen ernannt. In seinem Gutachten
vom 05.07.2001 hat der SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt, er Ã¼berlasse es der
Beurteilung des Gerichts, ob die arbeitstechnischen Voraussetzungen gegeben
seien. Er komme jedoch, selbst wenn die arbeitstechnischen Voraussetzungen zu
Gunsten des KlÃ¤gers unterstellt wÃ¼rden, zum Ergebnis, dass zwar ein
Bandscheibenschaden bei L 4/L 5 durch das CT vom 03.09.1996 nachgewiesen sei,
jedoch kein belastungskonformes Schadensbild an der LendenwirbelsÃ¤ule
erkennbar sei. Die geringen, das altersÃ¼bliche AusmaÃ� kaum Ã¼bersteigenden
VerschleiÃ�schÃ¤den, lÃ¤gen nÃ¤mlich in gleicher Weise auch an der Brust- und
der HalswirbelsÃ¤ule vor. Die Beklagte hat sich durch dieses Gutachten in ihrer
Auffassung bestÃ¤tigt gesehen. Der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat darauf
hingewiesen, dass auch der SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.S. auf die widersprÃ¼chliche
Beurteilung der Arbeitsbedingungen durch den TAD Bezug genommen habe. Die
ergÃ¤nzende Stellungnahme des TAD vom 30.04.2001 kÃ¶nne nicht herangezogen
werden, da sie in ihrer Entstehung Ã¤uÃ�erst fragwÃ¼rdig sei. Sie basiere nÃ¤mlich
auf einer telefonischen Auskunft des frÃ¼heren Arbeitgebers des KlÃ¤gers, der
Firma H â�¦ Der KlÃ¤ger bestreite jedoch, dass ihm bei allen Arbeiten zwei bis vier
Mitarbeiter als Helfer zugeteilt gewesen seien. Zudem seien entgegen dieser
Auskunft beim Auf- und Abladen der Materialien nicht immer Gabelstapler und/oder
Autokrane verwendet worden. Unrichtig sei auch, dass bis zu 20 % der
durchschnittlichen Jahresarbeitszeit Grabsteine und Grabeinfassungen auf
FriedhÃ¶fen versetzt worden seien. Es kÃ¶nne kein vernÃ¼nftiger Zweifel daran
bestehen, dass die auch vom SachverstÃ¤ndigen Prof.Dr.S. zweifelsfrei festgestellte
bandscheibenbedingte Erkrankung auf seine 21-jÃ¤hrige TÃ¤tigkeit als Steinmetz
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Auf diesen Umstand habe das Erstgericht zutreffend seine
Entscheidung gestÃ¼tzt.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 21.03.2001
aufzuheben und die Klage gegen den Bescheid vom 15.12.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 25.05.2000 abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Augsburg vom 21.03.2001 zurÃ¼ckzuweisen.
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Im Ã�brigen wird zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs.2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� auf den Inhalt der beigezogenen Akte der
Beklagten (Az.: U 0797037233) sowie der Gerichtsakten erster und zweiter Instanz
Bezug genommen.

II.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 SGG) und auch
begrÃ¼ndet; sie fÃ¼hrt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils.

Im Gegensatz zum Sozialgericht kommt der Senat zu dem Ergebnis, dass das
WirbelsÃ¤ulenleiden des KlÃ¤gers nicht als Berufskrankheit nach der Nr.2108 der
Anlage 1 zur BKV anzuerkennen und zu entschÃ¤digen ist. Die Voraussetzungen
fÃ¼r solche Leistungen gemÃ¤Ã� der hier noch anzuwendenden Â§Â§ 551, 580, 581
Reichsversicherungsordnung â�� RVO- , da der KlÃ¤ger seine als schÃ¤digend
bezeichnete BerufstÃ¤tigkeit Ende August 1996 â�� Krankschreibung und
nachfolgend Umschulung â�� aufgegeben hat und ein Versicherungsfall vor dem
01.01.1997 eingetreten wÃ¤re, sind nicht erfÃ¼llt. Denn diese
GesundheitsstÃ¶rungen sind nicht mit Wahrscheinlichkeit auf seine berufliche
TÃ¤tigkeit als Steinmetz zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Der Senat stÃ¼tzt sich insoweit auf
die AusfÃ¼hrungen von Prof.Dr.S â�¦ Der SachverstÃ¤ndige bestÃ¤tigt zwar, dass
das CT vom 03.09.1996 eine Einengung durch einen kleinen Bandscheibenvorfall im
Segmant L5/S1 belegt. Er stellt jedoch fest, dass die vorhandenen RÃ¶ntgenbilder
an der Hals-, Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule diskrete VerschleiÃ�erscheinungen
zeigen. Es sind also Ã¼ber die gesamte WirbelsÃ¤ule verteilt VerÃ¤nderungen
erkennbar, welche nicht im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule ihren Schwerpunkt
haben. Damit liegt kein belastungskonformes Schadensbild vor. Von einem solchen
kÃ¶nnte man nur dann sprechen, wenn an der LendenwirbelsÃ¤ule reaktive
VerÃ¤nderungen auf BandscheibenzerrÃ¼ttung aufgetreten wÃ¤ren, wÃ¤hrend an
den Ã¼brigen WirbelsÃ¤ulenabschnitten keine oder nur geringe
VerschleiÃ�erscheinungen sichtbar wÃ¤ren. Dies trifft im Falle des KlÃ¤gers nicht
zu. Reaktive VerÃ¤nderungen weist weder die RÃ¶ntgenaufnahme vom 14.07.1997
noch die von Prof.Dr.S. anlÃ¤Ã�lich der Untersuchung am 05.07.2001 erstellte auf.
Im Ã�brigen fand der SachverstÃ¤ndige bei der klinischen Untersuchung an allen
drei WirbelsÃ¤ulenabschnitten nur leichte BewegungseinschrÃ¤nkungen, welche
keine meÃ�bare MdE rechtfertigen. Ein Rentenanspruch wÃ¤re auch aus diesem
Gesichtspunkt nicht zu begrÃ¼nden. Bei dieser Sachlage konnte der Senat
dahingestellt sein lassen, ob die arbeitstechnischen Voraussetzugen erfÃ¼llt sind.
Er vermag sich der Auffassung der Beklagten insoweit nicht anzuschlieÃ�en. Diese
meint, die Anerkennung einer Berufskrankheit nach der Nr.2108 der Anlage 1 zur
BKVO setze voraus, dass eine Gesamtexposition von mehr als 20 Jahren bestanden
habe. Wie das BSG in seiner Entscheidung vom 02.05.2001 (Az.: B 2 U 16/00 R)
festgestellt hat, gibt es keine medizinischen ErfahrungssÃ¤tze, wonach Ã¼ber eine
bestimmte Anzahl von Arbeitsjahren wirbelsÃ¤ulenbelastende TÃ¤tigkeiten
ausgeÃ¼bt werden muÃ�ten. In solchen FÃ¤llen ist durch ein arbeitsmedizinisches
SachverstÃ¤ndigengutachten zu klÃ¤ren, ob die konkrete TÃ¤tigkeit des
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Versicherten generell geeignet war, eine LendenwirbelsÃ¤ulenerkrankung zu
verursachen. Ohne eine solche Feststellung konnte der Senat hier zu einer
Entscheidung gelangen, weil selbst bei zu Gunsten des KlÃ¤gers unterstellten
arbeitstechnischen Voraussetzungen nach dem Gutachten von Prof.Dr.S. ein
ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen der Erkrankung und der beruflichen
TÃ¤tigkeit nicht zu begrÃ¼nden ist.

Damit kommt der Senat zum Ergebnis, dass das Urteil des Sozialgerichts Augsburg
vom 21.03.2001 auf die Berufung der Beklagten aufzuheben und die Klage gegen
den Bescheid vom 15.12.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
25.05.2000 abzuweisen war.

Die Kostenentscheidung stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da keine GrÃ¼nde im Sinne des Â§ 160 Abs.2
Nrn.1 und 2 SGG erkennbar sind.

Erstellt am: 20.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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